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Text 

Rechte und Pflichten der Personalvertreterinnen oder Personalvertreter 

§ 25. (1) Die Personalvertreterinnen oder Personalvertreter sind in Ausübung ihrer Tätigkeit an keine 
Weisungen gebunden. Die Leiterinnen oder Leiter der Dienststellen dürfen die Personalvertreterinnen 
oder Personalvertreter in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht beschränken und sie aus diesem Grunde auch 
nicht benachteiligen. Die Personalvertreterinnen oder Personalvertreter dagegen haben ihre Tätigkeit 
möglichst ohne Beeinträchtigung des Dienstbetriebes auszuüben. Die Personalvertreterin oder der 
Personalvertreter darf, solange die Dienststelle, der sie oder er angehört, insbesondere bei drohender 
Gefahr oder in Katastrophenfällen, Sofortmaßnahmen durchzuführen hat, ihre oder seine Funktion nur 
insoweit ausüben, als sie oder er dadurch an der Erfüllung ihrer oder seiner Dienstpflichten nicht 
beeinträchtigt wird. Das Gleiche gilt für Personalvertreterinnen oder Personalvertreter, die einer 
Dienststelle angehören, die an einer Einsatz- oder Alarmübung des Bundesheeres teilnimmt. 

(1a) Die von einer Personalvertreterin oder einem Personalvertreter außerhalb ihrer oder seiner 
Dienstzeit erbrachte Personalvertretungstätigkeit gilt als Dienst, wenn sie über die übliche 
Betreuungstätigkeit der Personalvertretung hinausgeht und - auch hinsichtlich ihrer zeitlichen Festlegung 
- auf einer Initiative des Dienstgebers beruht. 

(2) Die Tätigkeit als Personalvertreterin oder Personalvertreter ist ein unbesoldetes Ehrenamt, das, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, neben den Berufspflichten auszuüben ist; dabei ist 
jedoch auf die zusätzliche Belastung aus der Tätigkeit als Personalvertreterin oder Personalvertreter 
Rücksicht zu nehmen. Aus ihrer oder seiner Tätigkeit als Personalvertreter darf einer oder einem 
Bediensteten bei der Leistungsfeststellung und der dienstlichen Laufbahn kein Nachteil erwachsen. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden auf die Mitglieder der Wahlausschüsse sinngemäße 
Anwendung. 
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(4) Den Personalvertreterinnen oder Personalvertretern, den Mitgliedern der Wahlausschüsse und 
den nach § 22 Abs. 6 beigezogenen Bediensteten steht unter Fortzahlung ihrer Dienstbezüge die zur 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten notwendige freie Zeit zu; die Inanspruchnahme ist dem 
Dienstvorgesetzten mitzuteilen. Auf Antrag des Zentralausschusses sind von der zuständigen Zentralstelle 
im Bereich eines jeden Zentralausschusses jedenfalls eine Bedienstete oder ein Bediensteter, bei mehr als 
700 wahlberechtigten Bediensteten zwei, bei mehr als 3000 wahlberechtigten Bediensteten drei und für je 
weitere 3000 wahlberechtigte Bedienstete eine weitere Personalvertreterin oder ein weiterer 
Personalvertreter vom Dienst freizustellen. Dabei ist auf das Stärkeverhältnis der Wählergruppen und auf 
die auszuübenden Funktionen Bedacht zu nehmen. Die Beteiligung von davon selbst betroffenen 
Zentralausschussmitgliedern an der Beschlussfassung über Dienstfreistellungen ist keine Entscheidung in 
eigener Sache. 

(5) Durch Verordnung kann bestimmt werden, dass über die im Abs. 4 genannten Zahlen hinaus 
Bedienstete vom Dienste freizustellen sind, wenn dies auf Grund des besonderen Arbeitsanfalles und der 
dadurch entstehenden besonderen Arbeitsbelastung der Personalvertreterinnen oder Personalvertreter 
notwendig ist. 

(5a) Eine Dienstfreistellung nach Abs. 4 und 5 erfolgt unter Fortzahlung der Bezüge, eines 
allfälligen Kinderzuschusses und eines allfälligen Fahrtkostenzuschusses. Zur Berücksichtigung von 
dienstlichen Laufbahnen gebührt gänzlich oder teilweise freigestellten Personalvertreterinnen und 
Personalvertretern eine Dienstzulage im Sinne des § 3 Abs. 2 GehG oder § 8a Abs. 1 VBG (Ersatzzulage 
nach § 169 Abs. 3 bis 7 des Gehaltsgesetzes 1956 – GehG, BGBl. Nr. 54/1956). 

(6) Soweit es die dienstlichen Erfordernisse gestatten, hat die Dienststellenleiterin oder der 
Dienststellenleiter den Personalvertreterinnen oder Personalvertretern die Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen des Dienstgebers auf folgenden Gebieten zu ermöglichen: 

 1. Personalvertretungsrecht, 

 2. Dienst- und Besoldungsrecht (einschließlich Dienstrechtsverfahren) und 

 3. Reden und Verhandeln. 

Anmerkung 

V: BGBl.Nr. 379/1976; 

Zuletzt aktualisiert am 

13.01.2026 

Gesetzesnummer 

10008218 

Dokumentnummer 

NOR40274611 


